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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

Im September 2017 behandelte der Ständerat die vom Nationalrat angenommene
Motion Romano (cvp, TI) bezüglich eines besseren Zugangs zur Bahn. Die KVF-SR
beantragte dem Rat, die Motion abzulehnen, da die Zuständigkeit für Vorgaben im
Bereich von Park- und Rail-Angeboten bei den Kantonen und Gemeinden liege und
nicht beim Bund. Zudem wolle die Kommission den Zubringerdienst des öffentlichen
Verkehrs nicht durch zusätzliche Parkplätze konkurrenzieren. Nachdem Olivier Français
(fdp, VD) für die Kommission zum Rat gesprochen hatte, ergriffen weder der Rat noch
der Bundesrat das Wort, die Motion wurde stillschweigend abgelehnt. 1

MOTION
DATUM: 13.09.2017
NIKLAUS BIERI

Im März 2020 nahm der Ständerat Kenntnis vom Bericht der NEAT-Aufsichtsdelegation
(NAD) zur Oberaufsicht über den Bau der Neat in den Jahren 2018 und 2019. Es
handelte sich um den letzten Bericht der NAD, den sie im Herbst 2019 veröffentlicht
hatte, bevor sie Ende November 2019 aufgelöst worden war. Sie übergab die
Aufsichtsfunktion über die NEAT bis zur Fertigstellung der letzten Etappen den
Finanzkommissionen. Entsprechend enthielt der Bericht in allen Teilen auch Hinweise
zur Aufsichtsfunktion zuhanden der Finanzkommissionen. Inhaltlich ging der Bericht
auf den Betrieb des Gotthard-Basistunnels sowie auf die Fertigstellung des Ceneri-
Basistunnels ein, dessen Eröffnungsfeier für den 4. September 2020 geplant war. Die
Finanzkommissionen beider Kammern hatten den Bericht im November 2019 in ihren
Sitzungen traktandiert und würdigten in kurzen Ausführungen die Arbeit der NAD. Im
Ständerat stellte Olivier Français (fdp, VD) für die FK-SR die Geschichte der NEAT dar
und wies mit Zahlen zu Bau, Betrieb und Finanzierung auf die Grösse des Projekts hin.
Der Bericht wurde vom Rat ohne weitere Wortmeldungen zur Kenntnis genommen. 2

BERICHT
DATUM: 05.03.2020
NIKLAUS BIERI

Eine im Februar 2021 eingereichte Motion der FK-SR verlangte, dass der Bundesrat die
Verschuldungsobergrenze der SBB vorübergehend anhebt, damit es bei den bereits
fortgeschrittenen Immobilienprojekten der SBB zu keinem Marschhalt komme. Die
Kommission befürchtete, dass dem Bund bei einem Stopp wichtige Ertragseinbussen
drohen würden und auch die Sanierung der SBB-Pensionskasse negativ tangiert würde.
Dieser Motion vorausgegangen war ein Entscheid der SBB, circa 40 ihrer
Immobilienprojekte aufgrund der angespannten finanziellen Situation vorübergehend
zu stoppen.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er erläuterte, dass die
strategischen Ziele für die SBB dem Parlament respektive der zuständigen Kommission
jeweils vorgelegt würden. Mit der Konsultation über die strategischen Ziele 2019-2022
sei das Parlament folglich über die aktuell geltende Begrenzung der verzinslichen
Nettoverschuldung informiert worden. Die Sistierung der Investitionen in einige
Immobilienprojekte seien Teil von Sparmassnahmen gewesen, welche die SBB als
Reaktion auf die Verschlechterung ihrer finanziellen Lage aufgrund der Covid-19-Krise
vorgenommen habe. Ende Februar 2021 habe die SBB jedoch bereits kommuniziert,
dass diese sistierten Projekte dank einer Änderung der Finanzierungsmodalitäten bei
Beschaffungen nun doch teilweise realisiert werden könnten. Die temporäre Anhebung
ihrer Verschuldungsobergrenze sei somit nicht nötig, meinte der Bundesrat, da
vorübergehende Überschreitungen bereits möglich seien. Eine dauerhafte Anpassung
der Verschuldungsobergrenze werde er überdies in den nächsten Jahren prüfen. 
In der ständerätlichen Debatte in der Frühjahrssession 2021 meldeten sich mehrere
gegenüber der Motion positiv eingestellte Parlamentarierinnen und Parlamentarier zu
Wort. So argumentierte beispielsweise Olivier Français (fdp, VD), dass das Problem der
Verschuldung bei der SBB und weiteren Eisenbahnunternehmen akut sei und dass der
Bundesrat mit der Annahme der Motion gezwungen würde, dem Parlament Vorschläge
zu unterbreiten, wie mit diesem Problem umgegangen werden solle. Eva Herzog (sp, BS)
fügte an, dass es wichtig sei, in der coronabedingten Krise antizyklisch zu handeln.
Stefan Engler und Andrea Gmür-Schönenberger wiesen überdies darauf hin, wie wichtig
diese SBB-Immobilienprojekte auch für verschiedene Gemeinden und Städte seien,
zum Beispiel durch die Schaffung von Arbeitsplätzen oder durch Steuereinnahmen.
Verkehrsministerin Sommaruga ihrerseits bat um Ablehnung der Motion und warnte

MOTION
DATUM: 16.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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davor, diese Obergrenze zukünftig zu weit zu erhöhen. Man könne nämlich nicht davon
ausgehen, dass es in der Immobilienwirtschaft immer nur gute Phasen geben werde.
Die Worte von Sommaruga vermochten den Ständerat aber nicht zu überzeugen. Er
stimmte der Motion mit  30 zu 8 Stimmen bei 2 Enthaltungen deutlich zu. 3

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Der Ständerat beriet in der Wintersession 2021 den Verpflichtungskredit für die
Abgeltung von Leistungen des regionalen Personenverkehrs für die Jahre 2022–2025.
Olivier Français (fdp, VD) stellte die Vorlage vor, die in der kleinen Kammer unumstritten
war. Er wies auf die Bedeutung des regionalen Personenverkehrs als Rückgrat des
öffentlichen Verkehrs in der Schweiz hin, sichere dieser doch auf über 1'400
öffentlichen Verkehrslinien die täglichen Fahrten von rund 2.5 Millionen Menschen. Er
bat sodann im Namen der KVF-SR, auf die Vorlage einzutreten und diese gemäss dem
Beschluss des Nationalrates anzunehmen. Die kleine Kammer kam diesem Ansinnen
nach und sprach sich einstimmig für die Annahme des Entwurfes aus. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.11.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

1) AB SR, 2017, S. 597 f.
2) AB SR, 2020, S. 58 f.; Bericht FK-NR vom 20.11.19; Bericht FK-SR vom 12.11.19; Bericht der NEAT-Aufsichtsdelegation vom
4.11.19
3) AB SR, 2021, S. 270 ff.
4) AB SR, 2021, S. 1102 ff.
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